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BFH: Verzinsung von Vorsteuervergutungsanspriichen

Antragsteller im Vorsteuervergltungsverfahren verletzen keine Mitwirkungspflichten, wenn
sie die Einspruchsbegrindung und die vom Bundeszentralamt fiir Steuern (BZSt)
angeforderte Unterlagen zwar nicht innerhalb der vorgeschriebenen Monatsfrist, aber
innerhalb der vom BZSt verlangerten Frist vorlegen.

Sachverhalt

Bei der Klagerin handelt es sich um ein in Luxemburg ansassiges Unternehmen, das
Lokomotiven und Ztige verleast. Im Rahmen des Vorsteuervergutungsverfahrens stellte die
Klagerin im Marz und im September 2011 jeweils einen Antrag auf Vergutung der
Vorsteuern beim BZSt. Gegen die im Juni 2012 erfolgte Ablehnung der Antrage legte die
Klagerin fristgerecht Einspriche ohne Begrindung ein. Nach der Aufforderung im Mai 2013,
die Einspriche zu begriinden, beantragte die Klagerin Fristverlangerung. Im Rahmen der
vom BZSt gewahrten Fristverlangerung reichte die Klagerin die Begrindungen ein.

Nachdem das BZSt die Kldgerin um die Ubersendung von Ausgangsrechnungen bat,
beantragte die Klagerin erneut Fristverlangerung. Im Rahmen der vom BZSt eingerdumten
First bis September 2013 Ubermittelte die Klagerin die angeforderten Rechnungen. Mit
Bescheiden vom Oktober und November 2013 half das BZSt den Einsprichen teilweise ab
und zahlte die Vorsteuerverglitung aus. Den Antrag der Klagerin auf Festsetzung der Zinsen
zur Vorsteuervergltung lehnte das BZSt, unter dem Hinweis der Verletzung ihrer
Mitwirkungspflichten, ab.

Entscheidung

Der BFH folgt in seinem Urteil der Entscheidung der Vorinstanz. Danach ist der gemaf
Vorsteuerverglitungsverfahren ermittelte Erstattungsbetrag grundsatzlich zu verzinsen. Der
Anspruch ist nur dann ausgeschlossen, wenn die Klagerin ihrer Mitwirkungspflicht nicht
fristgerecht nachgekommen ist. Die Begrindung des Einspruchs und die vom BZSt
angeforderten Unterlagen sind zwar nicht innerhalb eines Monats, aber innerhalb der vom
BZSt gewahrten Fristverlangerung eingegangen. Auch die zunachst fehlende Begriindung
des Einspruchs durch die Klagerin, erfolgte innerhalb der vom BZSt gewdhrten
Fristverlangerung.

Unabhangig davon ist eine Begriindung des Einspruchs nicht zwingend erforderlich, da es
sich lediglich um eine Sollvorschrift handelt. Bei einem Verstol liegt damit keine zu einem
Rechtsverlust fihrende Pflichtverletzung vor. Der BFH fihrt aus, dass es sich bei der
Monatsfrist zur Erfullung der Mitwirkungspflichten um keine Ausschlussfrist handelt, sodass
eine Fristverlangerung durch das BZSt moglich ist. Die Einhaltung der durch das BZSt
verlangerten Frist reicht fur die Erfullung der Mitwirkungspflicht aus. Vorliegend hat die
Klagerin ihre Mitwirkungspflicht daher nicht verletzt. Folglich besteht der Anspruch auf
Verzinsung der Vorsteuervergltung in Hohe von 0,5% pro Monat des Zinslaufs.

Anmerkung

Der EUGH hat bereits im Urteil Sea Chefs Cruise Services entschieden, dass das die
Prazisierung einer Frist mit dem Adverb ,spatestens” zur Kennzeichnung einer
Ausschlussfrist dient (EUGH Urt. v. 02.05.2019, C-133/18). Da auch im Artikel 20 Abs. 2 der
Richtlinie 2008/9/EG, in der die 0.g. Monatsfrist auf EU-Ebene geregelt ist, diese Prazisierung
fehlt, ist eine Verlangerung der Frist moglich.

Betroffene Normen
§ 18 Abs. 9 UStG, 88 61 Abs. 5, 61 Abs. 6 UStDV, 88 109 Abs. 1, 238, 357 Abs. 3 AO

Vorinstanz
Finanzgericht KéIn, Urteil vom 07.12.2016, 2 K 2863/14, EFG 2017, S. 790.

Fundstelle
BFH, Urteil vom 17.07.2019, VR 7/17, BFH/NV 2019, S. 1469

Weitere Fundstelle


https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/druckvorschau.py?Gericht=bfh&Art=en&nr=42392

EuGH, Urteil vom 02.05.2019, C-133/18, DStRE 2019, S. 1348

Ihre Ansprechpartner

Dr. Diana-C. Kurtz
Senior Manager
dkurtz@deloitte.de
Tel.: +49 89 29036 8025

Lisa Hanner
Consultant
Ihanner@deloitte.de
Tel.: +49 89 29036 6868

www.deloitte-tax-news.de

Diese Mandanteninformation enthalt ausschliel3lich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umstanden eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
far wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine personliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon stitzen,
handelt dieser ausschlielich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH Gbernimmt keinerlei Garantie oder
Gewabhrleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise fur den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine personliche Beratung
einzuholen.

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62018CJ0133&from=DE
mailto:dkurtz@deloitte.de
tel:+49%2089%2029036%208025
mailto:lhanner@deloitte.de
tel:+49%2089%2029036%206868

	BFH: Verzinsung von Vorsteuervergütungsansprüchen
	Sachverhalt
	Entscheidung
	Anmerkung
	Betroffene Normen
	Vorinstanz
	Fundstelle
	Weitere Fundstelle


